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DEN MITTELSTAND STÄRKEN
Die wirtschaftlichen Ziele der FPÖ: HC Strache fordert umfassende

Entbürokratisierung, sofortige Steuerreform und eine 
Stärkung der Klein- und Mittelbetriebe. 

ED: Was will die FPÖ bei der Wahl er-
reichen, eine Regierungsbeteiligung
oder einfach möglichst viele Stimmen?
STRACHE: Grundsätzlich streben wir,
um unsere Vorstellungen realisieren
zu können, eine Regierungsbeteili-
gung an. Voraussetzung für eine Re-
gierungsbeteiligung ist natürlich, dass
wir stärker werden. Im Moment ste-
hen wir bei 11 Prozent, unser Ziel ist
15+.
ED: Wir haben eine angespannte
Wirtschaftslage. Was hat die FPÖ an-
zubieten, um sie zu verbessern?
STRACHE: Die Wirtschaftlage war in
den Jahren 2005/6/7 sehr gut. Die Re-
gierung hat nichts daraus gemacht.
Wir haben damals schon verlangt,
dass man nach der Senkung der Kör-

perschaftssteuer von 2004 auf 2005
ein Jahr später eine grundsätzliche
Steuerreform hätte vorziehen sollen.
Das hätte der Wirtschaft einen zu-
sätzlichen Aufschwung verschafft, das
hat man aber nicht gemacht. Tatsa-
che ist, dass in den Jahren 2006 und
2007 9,5 Milliarden mehr Steuern
eingenommen wurden als im Bud-
get vorausgesehen. Auch damit
wurde nichts gemacht. Die Infla-
tion, die wir heute haben, ist groß-
teils hausgemacht, das sagen auch
alle Wirtschaftsexperten. Es hat
angefangen mit der Erhöhung der
Mineralölsteuer. Unser Wirt-
schaftssprecher Bernhard The-
messel hat damals in mehreren
Wortmeldungen im Parlament
ausdrücklich vor den Folgen ge-
warnt. Zwei Monate später sind al-
le Artikel des täglichen Bedarfs
preislich teilweise drastisch ange-
stiegen. Das war alles kontrapro-
duktiv zu den Prognosen der Wirt-
schaftsforscher. Denn man hat ja

bereits 2006 gewusst, dass sich die
Wirtschaft 2008 abschwächen wird,
und in weiterer Folge 2009, 2010 eher
stagnieren wird. Trotzdem hat man
nicht gegengesteuert. Ich frage mich,
wie alle selbst ernannten Experten in
der Regierung darauf kommen, dass
eine Steuerreform nur dann finan-
zierbar ist, wenn man von irgend-
woher 3 Milliarden Euro kriegt. Wer
sagt dann, dass eine Steuersenkung
mit einem Verlust an Steuereinnah-
men verbunden ist? Gegenbeispiel:
2004 war die Körperschaftssteuer
34 Prozent und wurde dann auf das
Jahr 2005 auf 25 Prozent abgesenkt.
Mit dem Effekt, dass wir heute um
1,3 Milliarden Steuereinnahmen mehr
durch die KÖST haben, als wir noch

2004 hatten. Man kann Wirtschafts-
politik nicht mathematisch erfassen.
Ich sage Ihnen, wenn wir die Steuer-
reform auf 2008 vorgezogen hätten
– und es wäre immer noch möglich,
sie auf 2009 vorzuziehen –, dass die
Einnahmen nicht sinken würden, weil
dann die Schwarzarbeit eingedämmt
würde. Heute sind die Klein- und
Mittelbetriebe ja fast gezwungen,
gewisse Arbeiten schwarz zu machen,
weil sie sonst keine Überlebenschan-
cen hätten. Im Jahr 2006 haben
60 Prozent aller KMUs keinen Gewinn
mehr abgeworfen. 

Die KMUs sind der Motor der heimi-
schen Wirtschaft. Über 70 Prozent
sind darin beschäftigt, und über
70 Prozent der Lehrlingsausbildung
wird dort getätigt. Und wenn es ge-
lingt, die Schwarzarbeit nur um ein
Drittel einzudämmen, haben Sie kei-
ne Mindereinnahmen.
ED: Kann man sagen, was sie im Falle
einer Regierungsbeteiligung wirt-
schaftlich umsetzen würden?
STRACHE: Eine sofortige Steuerre-
form, und zwar mit abgeflachten Ein-
gangssteuersätzen. Der jetzige Ein-
gangssteuersatz von 38 Prozent ist
entschieden zu hoch. Endlich eine An-
passung der Bemessungsgrundlagen,
die seit 1989 nicht mehr angehoben
wurden. Wir haben heute in Öster-
reich einen Höchststeuersatz ab
einem Jahreseinkommen von 51.000
Euro. In Deutschland gibt es einen
Höchststeuersatz von 47, 5 Prozent,
die Höchstbemessungsgrundlage liegt
bei 250.000 Euro. Das heißt, man
bringt bei uns permanent den Mittel-
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stand um. Es ist Tatsache, dass heute
nur 23 Prozent aller Erwerbstätigen
100 Prozent aller Lohnsteuern zah-
len, und das ist der Mittelstand. Zwei-
ter Schwerpunkt: Man sollte endlich
die Verwaltungsreform angehen, wo
Experten klar ausgerechnet haben,
dass hier Potenziale zwischen 3 und
4 Milliarden Euro zu lukrieren sind.
Jetzt frage ich Sie,
warum hat das
diese Regierung
nicht gemacht?
Man weiß, dass
heute jeder Klein-
und Mittelbetrieb pro Mitarbeiter
und pro Jahr mit 3500 Euro belastet
wird, nur durch den bürokratischen
Wahnsinn, den er zu vollziehen hat!
Seit Jahren werden Dinge verab-
säumt, z. B. die Abschaffung der Ba-
gatell-Steuern. Wir wissen, dass der
bürokratische Aufwand für deren Ein-
hebung wesentlich mehr ausmacht,
als lukriert wird, und trotzdem ist
man nicht in der Lage, das abzustel-
len. Wir sind hier weit über dem EU-
Schnitt, ebenso mit den Lohnneben-
kosten, und dann reden wir davon,
dass wir das dritt- oder viertreichste
Land der Welt sind. Wenn man den
Mittelstand umbringt, dann frage ich
mich, wer künftig die Steuern zahlt,
wer den Sozialstaat sicherstellt. Die
Reichen, die Sozialminister Buchinger
abschöpfen will, die erwischt er je-
denfalls nicht. Entweder haben sie
das Geld sowieso im Ausland geparkt,
und ansonsten ist es in Stiftungen.
Die Absurdität der SPÖ liegt ja darin,
dass man im selben Atemzug mit der
Erhöhung der Heizölpreise in diesem
Sommer die Eingangsbesteuerung für
Stiftungen von 5 auf 2,5 Prozent ge-
senkt hat. Das heißt, man verzichtet
auf 400 Millionen Euro, wohl wissend,
dass bereits jetzt das Stiftungsgesetz
in Österreich sehr gut war, sonst
gäbe es nicht über 3000 Stiftungen
hier. Wenn uns demgegenüber Wirt-
schaftsexperten vorrechnen, dass eine
Million Östereicher armutsgefährdet
ist, dann müssen die Alarmglocken

läuten. Wir haben also Eckpunkte be-
stimmt, ohne die eine Regierungsbe-
teiligung nicht infrage kommt:  Stär-
kung des Mittelstandes und damit
einhergehend eine sofortige Steuer-

reduzierung: Ver-
flachung des Ein-
stiegssteuersatzes,
Anhebung der Be-
messungsgrundla-
ge, um die kalte

Progression endlich in den Griff zu
bekommen.
ED: Für 2008/2009 sehen Experten
wirtschaftlich bestenfalls eine Stag-
nation.
STRACHE: Sehe ich auch. Aber wir ha-
ben gesehen, dass Länder, die heute
wirtschaftlich gut dastehen, wie Dä-
nemark, Irland oder Niederlande aus
der Hochkonjunktur wesentlich mehr
gemacht haben als Österreich. Wirt-
schaftsexperten sagen auch, dass es,
wenn man gegengesteuert, die Kauf-
kraft gestärkt hätte, dann wären 2006
statt 3,5 Prozent Wirtschaftswachs-
tum 4 oder 4,5 Prozent möglich ge-
wesen. Das nämlich haben die ge-
nannten Länder. Weil dort die Kauf-
kraft stimmt, die in Österreich seit
Jahren zurückgeht. Wenn jetzt die
Mehrwertsteuer
nicht mehr mit
den Einnahmen
aus der Lohn-
steuer mithalten
kann, dann stimmt mit der Kaufkraft
etwas nicht!
ED: Was sagen Sie zu Faymanns Vor-
schlag einer Mehrwertsteuersenkung?
STRACHE: Er ist nicht treffsicher.
Unsere Forderung war: Halbierung
der Mehrwertsteuer auf Grundnah-
rungsmittel, Streichung der Mehr-
wertsteuer auf Medikamente. Wir er-
warten auch, dass die Mineralölsteu-
ererhöhung entweder temporär aus-
gesetzt oder überhaupt zurückge-
nommen wird. Das wäre, sollte eine

Regierungsbeteiligung verhandelt
werden, einer der Hauptpunkte. Ne-
ben anderen Punkten wie z. B. Zu-
wanderungsstopp. 
ED: Die FPÖ ist als EU-kritisch bekannt.
STRACHE: Österreich hat von der EU
sicher wirtschaftlich profitiert. Nur
geht die EU in eine falsche Richtung.
Sie befasst sich nicht mit den bren-

nenden Themen.
Wir wissen seit
über zehn Jah-
ren, dass Anfang
dieses Jahrtau-

sends die wichtigsten Fragen sein
würden: Rohstoffe, Energie und da-
mit verbunden der Klimaschutz. Statt
sich damit auseinanderzusetzen, ver-
schreibt sich die EU dem nicht finan-
zierbaren Erweiterungswahnsinn,
baut die Bürokratisierung noch mehr
aus, hat aber in Sachen Energie- und
Rohstoffpolitik überhaupt nichts ge-
macht. Das, wofür sie ursprünglich
gedacht war, erfüllt die EU heute
überhaupt nicht mehr. 
ED: Wir danken für das Gespräch.

„MITTELSTAND ZAHLT ALLE
LOHNSTEUERN!“

„DIE EU GEHT IN EINE 
FALSCHE RICHTUNG!“

HC Strache: Leistung muss sich
wieder lohnen!
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